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Inland. 


CC Berlin, den 1. Januar. Da man unſerm Volke mit dem 
Bangemachen vor der Reaction und der Potsdamer Camarilla zu 
nahen nicht fe recht mehr ſich getraut, fo muß, um doch ewige Aufs 
regung zu erhalten, der Raifer von Rußland wieder einmal der Bur 
zemann fein, mit dem man die Freiheit dürſtenden Seelen fröͤſtelnd 
unter die Betidecke treibt. Diesmal iſt es aber nicht bie Ruſſiſche 
Armee, ſondern nur eine ſehr eruſte Note, welche der Czaar aller 
Reußen an die Deutſchen Kabinette gerichtet haben fol, des Juhalts, 
fe mögen Ruhe ſchaffen in ihren Landern und Länderchen, oder er 
werde fie ſammt uud ſonders zu ſich nehmen. — Das blau auges 
laufene Duellproject des Herin Jung mit Herrn v. Binde bildet 
vielfach das Tagesgeſpräch, zugleich daß Herr Ju ug, der nun zu⸗ 


nächſt an Herrn F. v. Bülow wegen Rehabilitirung feiner Ehre fich: 


fol halten wollen, noch fleißiger ale vorher im Piſtolenſchießen ſich 
übe, da der Herr v. Bülow troß feines hohen Alters als ein Schütze 
bekaunt iſt, der einen Silberſechſer auf 30 Schritte Entfernung trifft 
und als ein Mann, der nicht viel Fackelus macht. — Das Leſe⸗Iu⸗ 
ſtitut der Zeitungshalle iſt dem gleichnamigen Blatte gefolgt. Es 
zeigt ſeinen Abonnenten heute ſein Aufhören mit dem morgenden Tage 
an, weil der Belagerungs zuſtand zu viele feiner früher fo zahlreichen 
Beſucher verſcheucht habe. Die Wiedereröffnung ſoll ſtatt finden, ſo— 
bald eine Erleichterung der jetzigen Lage es möglich macht. 

— Der Kampf, der aus Aulaß der jüngſten Pofener Inſur⸗ 


rektion zwiſchen Herrn v. Koscielski und dem Major v. Voigts⸗Meetz 
lange Zelt in Zeitungen und Broſchuren gefügre wurde, foll nun 


gleichfalls auf einem audern Feld zum Austrag gebracht werden. 
Da Hr: v Koscielski an der Revolution von 1831, während er noch. 
der Pieußiſchen Armee als Offizier angehörte, Theil genommen hat, 
fo würde feine Satisfaktionsfähigleit von dem Gegner in Frage ges 
stellt. Der militatriſche Ehrenrath, welcher die Sache zu eutſcheiden 
hatte, erklärte ſich für Hrn. von Koscielöti, und derſelbe fleht feit 
Anfang d. M. der Beſtimmung des Hrn. v. Voigts⸗Reet entgegen. 
e den Conditor Karbe iſt, wegen feiner am 31. Ott. 
vor dem Schauſpiclhauſe gehaltenen Reden, von dem Staatsanwalt 
ein Verhaftsbefehl erlaſſen worden. Auch der als Volksredncr bekannte 
Kaufmann Müller beſiudet ſich noch in Haft. Der Kammergerichts⸗ 


Aſſeſſor Wache iſt nach Berlin zurückgekehrt, ohne, wie es ſcheint, 


irgendwie beläſtigt zu werden. 


T Gegen Hru. Jung if wegen feiner Schrift wider den Ber ⸗ 
liner Magiſtrat eine Vorunterſuchung eingeleitet. 

E Herr Jung hat in Betreff feines Rencontres mit Herrn v. 
Binde der Spen. Ztg. zufolge eine Erklärung abdrucken laſſen, der 
wir Folgendes entnehmen: Hr. Jung ließ unterm 16. d. M. Hrn. 
v. Vincke feine Herausforderung zugehen, worauf Hr. v. V. entgeg⸗ 
nete, „er ſei mit Verguügen bereit, die an ihn gerichtete Aufforderung 
anzunehmen, und er acceptire den Vorſchlag, ſich in Eiſeuach zu trejs 
ſen.“ Zugleich beſtimmte er vorläufig den 28. Dec. Morgeus als 

Zeitpunkt des Kampfes. Am 21. Dec. ſchrieb er abermals und theilte 
mit, daß der frühere Miniſter Graf Schwerin und der Freiherr von 
Schlolibeim ihn als Secundanten begleiten würden. Mit dieſem 
Briefe zugleich laugte ein Schreiben dieſer beiden Secundanten vom 
22. an, in welchem es heißt: „Aus zuverläfjiger Quelle ſeien ihnen 
Thatſachen in Betreff der Perſon des Hrn. Jung mitgetheilt worden, 

ie eine nähere Aufklärung erheiſchen. Wir dürfen annehmen — 
eß es weiter — daß Sie, die Richtigkeit der Thatſachen vorausge: 
ſetzt, den darin enthaltenen Beſchuldigungen Ihrer Ehre gebührend 
Ngegengetreten und ſich dadurch die Faͤhigkeit erhalten haben werden, 
en die von Ihnen gewünſchte und von Hen. v. V. angenommene 

Weiſe Satisfaktion von dieſem für die Ihnen vermeintlich augethaue 

eltidigung zu fordern; uuſere Pflicht erheiſcht aber zuvor von Ew. 
ug gefälligen Nachweis zu erbitten Nur infofern dieſer volljtän- 
— er geführt wird, würden wir unferm Freunde rathen kön⸗ 
W as Duell mit Ihnen einzugehen.“ In einer Anklage waren 
jene „Thatſachen“ aufgeführt: 1) Jung habe in der Nationalver⸗ 
anten geäußert, daß von den Berliner Barrikadentämpfern viele 
i Elende ſchmachteten; der Berliner Magiſtrat habe ihu hierüber 


der „abfichtlichen Unwahrheit beſchuldigt, ohne daß die Erwiderung. 


te ir 1 ihm gemachten Vorwurf entkräftet habe;“ 2) Jung 
Geld bei 0 Nationalverſammlung erklärt, daß ein bekannter General 
ſelb der Barritade (16. Okt.) unter das Volk vertheilt und daſ⸗ 
e zum Aufruhr aufgefordert habe. Der Oberſt a. D. F. v. Bülow, 

De rend den ꝛc. Jung für einen Lügner und Verläumder erklärt, 

Be; er feine Angabe nicht bewahrheiten könne. Gr habe dies wicht 
bie wu, und fiche bis jept als fatisfactionsunfähig da. Als am 27. 
80 Parteien in Eiſenach angelangt waren (für den inzwiſchen erkrank⸗ 
der ri Schwerin, Hr. v. Voigis⸗Mectz) und die Unterhandlungen 
er Sekundanten Hru. v. Bincke von der bestimmten Erklarung: „daß 
ſich jezt nicht ſchießen werde,“ nicht abzubringen vermochten, gab 


* 
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Donnerſtag den 4. Januar. 


Hr. Jung, um nichts unverſucht zu laſſen noch folgende Erklärung: 
„Gegen das betreffende Inſerat des Hrn. v. Bülow habe ich feiner 
lei Schritte gethan, 1) weil die Berichtigung in meiner Rede ſelbſt 
und im ſtenographiſchen Berichte lag, 2) weil ein Mehreres zu thun 
mir der bekaunte Charakter der Bülow'ſchen Auftagen verbot, denen 
eine Wichtigkeit beizulegen dem Eruſte meiner Stellung zuwider ges 
weſen wäre. Eiſenach, 27. Dec. 1848. (gez.) Jung. Auch dieſe 
Erklärung, unterſtützt durch Vorlegung des ſtenographiſchen Berichte, 
nach welchem die angegriffene Acußerung dahin lautet: „Ferner fol 
ein General ebenfalls, wie man ſagt, Geld vertheilt haben,“ ges 
nügte Herrn v. Vincke nicht. „Wir hatten nun,“ erklärten die Ser 


kundanten, „die feſte Ueberzeugung gewonnen, daß wir den Hrn. v. 


Vincke jetzt nicht zur Vollziehung des Duells vermögen könnten.“ Die 
Erklärung des Hrn. Jung ſchließt mit ſeiner Rechtfertigung wegen 
des intendirten Kampfes. 

— Wider den Tiſchlermeiſter Claſen verkündete der Vorſitzend⸗ 
des Criminalgerichts, Criminalgerichtsrath Buſſe, in der geſtrigen 
Sitzung, daß der Gerichtshof einſtimmig gegen den Angeklagten wegen 
überwieſener Ermordung feiner Ehefrau auf lebensläugliche Zwangs 
arbeit erkannt habe. 


— Meyerbeer hat vom Könige von Preußen eine Medaille 
und cinen eigenhändigen Brief empfangen, aus Aulaß der Hymne, 
welche der berühmte Componiſt zur Feier der filbernen Hochzeit des 
Königpaars geſchrieben hat Die Medaille ſollte zwar nur den⸗ 
jenigen zugetheilt werden, welche beim Feſte ſelbſt zugezogen geweſen 
Und, doch der König ſagt in dem Briefe, daß, indem er die wun⸗ 
derbaren Accorde der ſchönen Muſtk gehört, der Componiſt der⸗ 
felden ſich ihm fo vergegenwärtigt babe, daß er ihn unwillkürlich 
zu den Anweſenden habe zählen müffen. 

— In Berlin iſt der Fall vorgekommen, daß ein bäuer licher 
Deputirter täglich feine Eintrittskarte um 10 Sgr. verkaufte. Das 
if aber nichts gegen einen galiziſchen Herrn des öſterreichiſchen 
Reichstages, der in dem Hauſe, wo er wohnte, gegen eine Remus 
neration von 20 Kreuzern 6 Stunden täglich pfeffer ſtieh. 


$ Berlin, den 2. Januar. Der König hat nachſlehenden 
Armeebefehl erlaſſen, der von den hieſigen Truppen mit der größten 
Vegeifterung aufgenommen worden if: 

Ich wünſche Meinem herrlichen Kriegsheere, Linie und Lands 
wehr, Glück zum neuen Jahr. Am Schluſſe des verhängnißzvollen 
Jahres 1818 aber ſage Ich dem Heere aus wahrſtem Herzens⸗ 
Bedürfniß anerkennende Worte für fein unvergleichliches Verhal— 
ten während deſſelben. In dem verfloſſenen Jahre, wo Preußen 
der Verführung und dem Hochverrathe ohne Gottes Hülfe erlegen 
wäre, hat Meine Armee ihren alten Ruhm bewährt und neuen 
geerndtet. König und Volk blicken mit Stolz auf die Söhne des 
Voterlandes. Sie hielten ihre Treue, als Empörung die fried⸗ 
liche Entwickelung der freiſtunigen Inſtitutionen flörte, denen Ich 
Mein Volk beſonnen entgegenführen wollte. Sie ſchmückten ihre 
Fahnen mit neuen Lorbeeren, als Deutſchland Unſerer Waffen in 
Schleswig bedurfte. — Sie beſtanden flegreih Mühſeligkeiten und 
Gefahren, als im Großherzogthum Poſen die Inſurrection zu be— 
kämpſen war — Ihre Mitwirkung zur Erhaltung der Ordnung 
in Süddeutſchland erwarb dem Preußiſchen Namen neue Anerken- 
nung. — Als endlich im Paterlande ſelbſt die Gefährdung des 
Geſctzes das Einſchreiten der bewaffneten Macht und das Zuſam⸗ 
menziehen der Landwehr erheiſchte, verließen die wackeren Land⸗ 
wehrmänner freudig Haus und Hof, Weib und Kind und Alle, 
Linie und Landwehr, rechtfertigten Mein in fle gefegtes Vertrauen 
und die bewunderungswürdige Organiſation, welche der hochſelige 
König Unſerem Heere gegeben hat. — Ueberall hat die Armte 
ihre Pflicht gethan. 

Höher noch als dieſe Thaten, ſchlage Ich aber die Haltung 
an, welche die Armee Monate hindurch bewährt hat, als ſte ab⸗ 
ſcheulichen Schmähungen, Verläumdungen und Verführungen ih- 
ren vortrefflichen Geiſt und edle Mannszucht rein und ungetrübt 
entgegen ſtellte Ich kannte Meine Armee — wo Ich rief, ſland 
fie bereit, in voller Treue, in voller Diseiplin. Mehr hätten die 


Truppen in Preußens glorreichſter Epoche nicht leiſten können. 


Ich danke den Generalen, Officieren und Soldaten des ſtehenden 
Heeres und der Landwehr in Meinem Namen und im Namen 
des Vaterlandes. . 

Potsdam, den 1. Januar 1819. 

gel. Friedrich Wilhelm. 
gegengez. v. Strotha. 

E Die Wahlbewegung hat überall im grohartigſten Maaßſtabe 
begonnen. Am wenigſten müßig find die Demokraten geblieben. Von 
Breslau aus ſchleudern ſie ihre Wahlprogramme unter die Laudbe⸗ 


völkerung Schleſiens, die bereits in ihrem blinden Gehorſame gegen 


die Verkünder unbedingter Abgabeufreiheit zu wanken beginnt 
und ſich weigert mit dem Zinſe, welchen man dem Gutsherrn vor— 
enthielt, die leeren Taſchen der Demagogen zu füllen; erwarten wir, 
in wie weit es den demokratiſchen Pharifäern und Schriftgelehrten 
gelingen wird, fernerhin den Verſtand der argloſen Bauern zu bes 
rücken. Graf Reichen bach und d' Eſter haben ihren Wohnſitz in 
Halle aufgeſchlagen, mit ihnen der Ausſchuß der republikaniſchen 
Propagande. Wir ſind begierig, ihre politiſchen Faſtnachtspoſſen in 
Scene geſetzt zu ſehen. Mit welchen Farben werden die Jünger der 
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Republik nach den glänzenden Erfahrungen der Franzöſiſchen Präſi⸗ 
dentenwahl wohl ihre Narrenkappe ausſtatten, welche Deviſe werden 
fie darauf ſetzen? Völkerglück, Morgenroth der Freiheit, Gleich- 
heit, Brüderlichkeit find etwas verbraucht; die Reaktion unter dem 
Schutze der verthierten Söldlinge gebar eine Verfaſſung, womit ic‘ 
das Volk zufrieden erklärte, und die wohlſeile Regierung hat ſich 
als ſehr koſtſpielig erwieſen. Selbſt die breite Grundlage dürfte in 
Mißkredit gerathen, wenn die bevorſtehenden Wahlen uns nicht 
wirbigere Vertreter bringen, als diejenigen waren, welche innerhalb 
eines Sommers unfer theures Preußenland in einen Truͤmmerhaufen 
zu verwandeln drohten. Laßt uns chriſtlich handeln, Mitbürger, gegen 
unſere republikaniſchen Brüder! Rettet ihre letzte Habe, rettet ihnen 
wenigſtens die breite Grundlage und wählt künftig ſolche Mäuner zu 
euren Vertretern, die unſer aller Wohl mit weiſer Mäßigung zu be⸗ 
denken wiſſen. Denn wahrlich, gelingt es auch der nächſten Ver⸗ 
ſammlung nicht, Geſetz und Ordnung zum Heile des Landes zu ber 
feſtigen, es möchte ſchwerlich Jemand noch fernerhin nach der breis 
ten Grundlage des allgemeinen Wahlrechts Verlangen tragen. 

— Die Nachrichten, welche wir ſeiner Zeit über die finanziellen 
Verlegenheiten vieler Abgeordneten der Fraktion Unruh mittheilten, 
ſind vielfach bezweifelt und als Eingebung des Parteigeiſtes ange⸗ 
griffen worden. Es freut uns, ein un verdächtiges Zeugniß mehr für 
die Wahrheit unſerer Behauptungen anführen zu koͤnnen, das des 
ehemal. Abg. Jung, der S. 12. feiner Schrift „drei Anſprachen an 
meine Wähler” ſelbſt zugiebt, daß feine Kollegen fo weit reduzirt 
geweſen, daß fie Uhren und andere Habfeligfeiten verſetzen 
mußten. Welche Garantie können aber Leute, die ſich einer ſo ge⸗ 
ringen Unabhängigkeit von äußern Verhältniſſen erfreuen, daß ſie 
nicht vier Wochen ohne ihre Tagesgelder eriſtiren können, einem 
wohlgeſpickten miniſteriellem Beutel gegenüber bieten, welche Sicher 
ſtellung haben wir für die Rechte des Volkes, wenn einmal der Wind 
cruſtlich von Seiten der Reaction herblaſen, wenn einmal das „Mit 
Gott für König und Vaterland“ unſern Catonen mehr Ausſicht zu 
einem guten Fortkommen cröffnen ſollte, als das für den Augenblick 
beliebtere Feſthalten an der Demokratie? 

Greifswald, den 28. Dec. Der neuvorpommerſche Städte» 
bund, der bisher ſeit ſeinem Beſtehen noch kein Lebenszeichen von ſich 
gegeben hatte, trat auf den Autrag mehrerer kleiner Städte hier am 
28. d. M. zuſammen. Man beſchloß nach einigen Debatten, keine 
weiteren Schritte beim Miniſterium zu thun, um die proviſoriſche 
Einführung der Städteordnung von 1808 zu bewirken, ſondern nur 
dafür Sorge tragen zu wollen, daß bis zum Zuſammentritt der Kam- 
mern der Vorort des Städtebunds Stralfund mit den nöthigen Ma⸗ 
terialien verſehen ſei, um ſofort eine gehörig motivirte Petition aus- 
arbeiten zu können des Inhalts, daß bei Emanirung einer neuen, für 
ganz Preußen gültigen Gemeindeordnung Neuvorpommern nicht wieder 
dadurch beeinträchtigt werde, daß die ſofortige Einfuhrung derſelben 
unter dem Vorwande verſchoben werde die dazu nöthigen Vorarbeiten, 
1. B. Treunung der Juſtiz von der Verwaltung, feien noch nicht abs 
gemacht. Die Einreichung der Petition, beſchloß man ferner, ſollte 
aber eiſt nach der Wahl der Abgeordneten ſtattfinden, um jede Vers 
daͤchtigung zu vermeiden, als ſolle dieſer Schritt zur Wahlagitation 
beuutzt werden. — Als Ort der nächſten Zuſammenkuunft des Städte 
bundes beſtimmte man Greifswald, der Zeitpunkt derſelben ward 
vorbehalten. i 

Miünfter, den 27. Decbr. Abends 7 Uhr. Ich beelle mich, 
Sie vor Abgang der Poſt von einem Ereiguiß in Keuntniß zu ſetzen, 
deſſen Eintreffen Sie wohl nicht erwartet haben werden. „Der frü— 
here Abgeordnete Temme, Direktor des hieſigen Ober⸗Landesgerichts, 
iſt fo eben verhaftet, und befindet ſich, neben den übrigen politiſchen 
Gefangenen Weſtphalens, im hieſigen Zuchthauſe.“ Der Kriminal- 
Direktor Gieſe nahm die Verhaftung erſt nach eingetretener Dunkel- 
heit vor. Deſſen ungeachtet verbreitete ſich die Nachricht wie ein 
Lauffeuer durch die Stadt, da Herr Temme ſchon in den wenigen 
Wochen feines hieſigen Aufenthalts ſich die Liebe und Achtung der 
Einwohner zu erwerben wußte. 

Münſter, den 29. Dec. Die Urſache der Verhaftung des Ober, 
landes- Gerichts Direktors Temme gründet ſich auf ein Reſeript des 
Criminal⸗ Senates des hieſigen Oberlandesgerichts, welches der⸗ 
ſelbe während eines Urlaubs Teume's, der bekanntlich vieſem Ser 
nate präfldirt, an das hieſige Land- und Stadtgericht erlaſſen hat. 
Durch daſſelbe wird die letztere Behörde augewieſen, Temme, well er 
im Verdacht ſtehe, den Steuer-Vetweigerungsbeſchluß zur Aus füh⸗ 
rung zu bringen gewirkt zu haben, zur Kriminalunterſuchung 
zu ziehen und zur Haft zu bringen. Gleich nach feiner Verhaftung 
hat Hr. Temme bei feiner Vernehmung erflärt, wie er 110 * 
und jede Verfügung des Griminal-Senats und des a 
richts durchaus proteftire, da daſſelbe ſich durch feinen au * * 
gerichteten Proteſt gegen ihn in eine Stellung gebracht habe, die jede 


- unparteiifche Einwirkung uumöglich mache, und ferner das ihm 
angeſchuldigte angebliche Verbrechen nicht hier, ſondern in Ber. in bes 
gangen ſei. Er verweigere jede fernere Auslaſſung und werde Be⸗ 
ſchwerde wider diefes Verfahren bei dem Juſtiz⸗Miniſterium führen. 
Welche Senſation dieſer Vorgang auf die Bevölkerung unferer Stadt 
gemacht hat, läßt ſich kaum ſchildern, und die Spannung auf die zu 
erwartende Juſliz-Miniſtertal-Beſcheidung iſt auf das Aeußerſte ge⸗ 
ſtiegen. . 

Düſſeldorf, den 28. December. Die Suspenſion des che» 
maligen Abgeordneten bei der Preußiſchen National-Verſammlung, 
Regierungs⸗Aſſeſſors Bredt, von feiner Stelle als landräthlicher 
Kommiſſar des Kreiſes Elberfeld kann nunmehr als zuverläſſig be⸗ 
ſtätigt werden. Demſelben iſt gleichzeitig die weitere Beſchäſtigung 

ei dem hieſigen Regierungs⸗Collegium vorläufig unterſagt wor⸗ 
den. Zufällig find wir in den Stand geſetzt, Ihnen die betreffen⸗ 
den Worte des ven dem Miniſter des Innern, Hrn. Manteuffel, 
erlaſſenen Reſkriptes wiederzugeben. In dieſem Reſtripte wird der 
biefigen Königlichen Regierung eröffnet, wie er (der Miniſter) 
„mit Rückſicht auf das Benehmen des Regierungs⸗Aſſeſſors Bredt 
bei der National⸗Verſammlung es durchaus unangemeſſen finde, 
demſelben die interimiſtiſche Verwaltung jenes Amtes, welche er 
ſonſt jezt, nachdem die National-Verſammiung aufgelöſ't worden, 
wieder übernehmen könnte, länger zu belaſſen. Dieſelbe habe da⸗ 
her das dem Aſſeſſor Bredt ertheilte Komiſſorium unverzüglich zus 
rück zu nehmen und ſodann anderweite Vorſchläge wegen der Bers 
waltung der gedachten Stelle zu machen. Die weiteren Veſtim⸗ 
mungen wegen des ꝛc. Bredt müßten für jetzt vorbehalten bleiben, 
doch ſei derſelbe bei dem Regierungs⸗Kollegium zu Düſſeldorf vor⸗ 
läufig nicht weiter zu beſchäftigen.“ Wir bedauern es, durch ſolche 
Maßregeln die Regierung ſelbſn gegen Mitglieder der gemäßigten 
Fraktionen der National- Verſammlung einen höchſt bedenklichen 
Weg einſchlagen zu ſehen. Der §. 1 des Geſetzes zum Schutze der 
zur Vereinbarung der Verfaſſung berufenen Verſammlung lautet: 
„Kein Mitglied der Verſammlung kann für ſeine Abſtimmungen 
oder für die von ihm in feiner Eigenſchaft als Abgeordneter aus- 
geſprochenen Worte und Meinungen in irgend einer Weiſe zur 
Rechenſchaft gezogen werden.“ Dieſelben Beſtimmungen find in 
Art. 83 der octropyirten Verfaſſung aufgenommen worden. Die 
öffentliche Meinung wird ſolchen Handlungen des Miniſteriums 
ſchwerlich ihren Beifall ſchenken! 

Bernburg, den 29. Dec. Vor einigen Tagen hat der hieſige 
konſtitutionelle Bürgerverein durch eine Deputation dem 

Miniſterpräſtdenten Herrn von Brandenburg in Berlin eine Adreſſe 
an Se. Mal. den König von Preußen überreicht, welche feinen Schutz 
gegen die Entſcheidung des Reichsminiſteriums in dem Konflikt zwi⸗ 
ſchen dem Herzog von Anhalt- Bernburg und der Landesvertretung 
anruft. Bekanntlich hat der Reichskommiſſar von Ammon in Bern⸗ 
burg ein Schreiben Gagerns mitgetheilt, welches, geſtützt auf die Vor⸗ 
ausſetzung, daß der Herzog regierungsunſaͤhig ſei, ihm die Wahl ſtellt 
zwiſchen freiwilliger Thron Eutſagung oder Unterwerfung unter das 
Urtheil einer zur Prüfung der Regierungsfaͤhigkeit niederzuſetzenden 
Reichs⸗Kommiſſion. In Folge deſſen wandte ſich der obengenannte 
Verein, der einen großen Widerwillen vor einem Anſchluß an Deſſau 
hat, au den König von Preußen mit der Bitte, daß den vom Reich 
angeordneten Maßregeln keine Folge gegeben und die Selbſiſtändig⸗ 
keit des Ländchens wie ſeines Fürſten erhalten werden möge. 


Hannover, den 25. Dec. Der von Frankfurt auf den 1. 
Januar verheißenen Publikation der Grundrechte ſicht man 
von hieraus mit wachſender Beklommenheit entgegen. Nachdem die 
Idee einer völligen Einheit Deutſchlands ſich täglich mehr als pro⸗ 
blematiſch darſtellt, fangen ſelbſt unſere Idealiſten allmälig an, die 
Paragraphen der Grundrechte des Deutſchen Volks mit den territos 
rialen Grundverhaͤltniſſen des Hannoverſchen Volkswohlſtandes in ge— 
naueren Vergleich zu ſtellen, und da will es doch ſcheinen, als wenn 
diejenigen, welche einer gründlichen Vergleichung fähig und im Stande 
ſind, ein zutreffendes Urtheil über die möglichen Vortheile, wie über 
die ſicheren Verluſte Hannovers abzugeben, über 3 Paragraphen der 
Grundrechte, nämlich über die, welche 1) die Freizügigkeit, 2) die 
Mobiliſirung des Grundeigenthums und 3) die Aufhebung der Fluß⸗ 
zoͤlle betreffen, nicht unbedenklich hinweg kommen können. — Es läßt 
ſich ubrigens ſchon jetzt als gewiß betrachten, daß jene Grundrechte 
vor deren Berathung mit den Ständen Seitens unſerer Regierung 
nicht zur Publikation gelangen werden. (W. 3.) 


Hannover, den 28. Dec. (Haun. Z.) Die ſeit der Mitte des 
vorigen Monats eingetretene neue Regulirung der regelmäßigen 
Dampfſchifffahrt zwiſchen Oſtende und Dover hat den Weg durch 
Belgien zu dem vorzüglichſten für Reifen zwiſchen Hannover und 
England gemacht. Wenn man von Haunover um 91 Uhr Morgens 
mit dem Kölner Dampſwagenzuge abreiſt, gelangt man am andern 
Abend nach Oſtende und am nächſten Tage darauf 105 Uhr Vorm, 
alſo in 49 Stunden, mit Nachtruhe in Köln, nach London. Su der 
umgekehrten Richtung iſt die Reife noch ſchueller, nämlich in 37 Stun: 
den, zurückzulegen: Mau verläßt London um 83 Uhr Abends, und 
if am zweitfolgenden Tage 93 Uhr Morgens in Hannover. Es iſt 
dieſe Reiſegelegenheit zugleich die billigſte. 


Aus dem Oldenburgiſchen, den 26. Dec. In allen 
Theilen des Landes ſieht mau der Schlußerflärung des Großherzogs 
wegen der Verfaſſung mit Spannung entgegen. Iſt das Domainen⸗ 
vermögen im beiläuſigen Betrage von einer halben Million alleini⸗ 
ges und unbeſtreitbares Eigentßum des Staates, ſo iſt eine Civil⸗ 
Liſte von 100,000 Rehlr. augemeſſen. Wäre erſteres aber, wie jetzt 
ven den Publiciſten mannichſach behauptet wird, in Deutſchland der 
Regel nach ein Gem iſch der alten Fürftengiiter und ſtaatlicher Re: 
galten, die bei der früheren Verwirrung der Begriffe zuſammenge⸗ 
werfen wurden und jetzt einer freilich fchwierigen, ja unmöglichen 
Sonderung bedürfen, fo ware jene Summe offenbar zu wenig und 


es befänden ſich die frühern Mediatiſirten in viel glüdticherer Lage, 
die alle dieſe Domainen als Privateigenthum behielten. k 

Oldenburg. Landtags, Sitzung vom 28. Dezbr. Dem 
heute in ganzer Vollzähligkeit verſammelten Landtage wurde zu⸗ 
nächſt über die Birkenfelder Angelegenheit Vericht erſtat⸗ 
tet. Die dort angeordnete Abgeordnetenwahl iſt bekanntlich abge⸗ 
lehnt worden und es haben die Wahlmänner ſaſt cinſtimmig die 
Erklärung abgegeben: „zu einer ſtaatlichen Verbindung des Fürs 
ſtenthums mit dem Hauptlande fei ohne die größten Nachtheile für 
alle Landestheile keine Möglichkeit, ebenſowenig aber könne die Ve⸗ 
rufung eines konſtituirenden Landtages nach Birkenfeld befriedigen, 
da die Kräfte des Fürſtenthums zur Bildung eines befonderen Staa⸗ 
tes nicht hinreichten und durch ein neues Verfaſſungswerk die 
Schwierigkeiten einer natürlichen Vermittelung“ (das heißt wohl: 
des Ueberganges in die Verbindung mit einem andern Staate) 
„nur vermehrt werden müßten.“ Der Ausſchuß glaubte in dieſer 
Erklärung den Ausſpruch des organiſch ermittelten wahren Volks⸗ 
willens erkennen und nicht weniger auch die durch die Berhältniffe 
begründete Vernünftigkeit dieſes Willens anerkennen zu müſſen. 
Nichtsdeſtoweniger werde der Landtag auf Grund des Wahlgeſez⸗ 
zes fortfahren müſſen, die Verfaſſung für das ganze Großherzog⸗ 
thum mit Einſchluß von Birkenfeld der Vollendung entgegen zu 
führen; aber, wie er unzweifelhaft Pflicht und Beruf habe, eine 
Verfaſſung, welche der Zeit und den Bedürfniſſen des Volks nicht 
entſpräche, für das ganze Großherzogthum gänzlich zurück zu wei⸗ 
ſen, ſo werde er auch nicht bloß competent, ſondern ſogar ver⸗ 
pflichtet fein, die Verfaſſung für einen Landesthetl wenigſtens 
zeitweilig zu ſuspendiren, wenn ſich zeige, daß ſie demſelben auf⸗ 
gedrungen, einen befriedigenden politiſchen Zuſtand nicht gewäh⸗ 
ren werde. Dem erſten Antrage ſtimmte die Verſammlung ohne 
Widerrede bei; über den zweiten aber ging fie gegen 5 Stimmen 
zur Tagesordnung über. Extheilt die Staatsregierung dieſen Bez 
ſchlüſſen ihre Zuſtimmung, fo wird das Fürſtenthum Birkenfeld 
der Einführung der neuen Verfaſſung einſtweilen ſich nicht ent⸗ 
ziehen können. ö 

Hamburg, den 29. Dec. Von den Abgeordneten zu unſerer 
konſtituirenden Verſammlung hat nur noch eine kleine Zahl den Eid 
nicht geleiſtet, und es it jetzt zu hoffen, daß die Verfaſſung ruhig 
vollendet werden wird. Ueberhaupt ſind die dunklen Wolken, die ſich 
an unſerm Horizont gelagert hatten, verſchwunden, und alle Umtriebe, 
durch welche die eraltirte Partei auch uuſere Stadt mit einer Revo⸗ 
lution heimſuchen wollte, au dem gefunden Sinne des Volkes und 
an der verſtändigen Handlungsweiſe der Behörden geſcheitert. — Seit 
einigen Tagen halten id der bekannte Communiſt Weitling und Ma- 
dame Lonije Aſton hier auf 

— (u.⸗H.) Wir hören ſoeben, daß das bisher in Altona 
ſtehende ſchleswig⸗holſteiniſche Bataillon heute Vormittags die 
Ordre erhalten hat, ſich marechſertig zu halten. — Geſtern war 
hier eine große Anzahl von Notabilitäten, meiſt aus den Nachbar⸗ 
ſtaaten, zum Theil aber auch aus weiter Ferne, anweſend. So 
die Doctoren Breſtel, Fiſchhof und Goldmark, Reichstags⸗ 
Abgeordnete aus Oeſtreich, dann Hr Adolf v. M olike, Mitglied 
der „gemeinſamen Regierung,“ aus Schleswig, endlich der Baron 
C. v. Pleſſen aus Kopenhagen. Baron v. Pleſſen, welcher vor 
mehreren Wochen in Gem inſchaft mit dem Reichsommiſſar Hrn. 
Stedmann die neue „Adminiſtrattons-Commiſſton“ in Lauenburg 
inſtallirte, iſt, wie man hört, von hier nach Verlin weitergereiſt. 

Schleswig, den 27. Dec. Unſere Lanbesvrrſammlung trat 
geſtern Mittag zuſammen. Sie beſchäftigte ſich mit unbedeutenden 
Angelegenheiten, gab uns jedoch in jedem Worte wieder die Beweiſe 
des Patriotismus und der Maͤßigung, die dem Laude bisher ſolches 
Vertrauen zu derſelben eingeflößt haben. Im Laufe der Sitzung wurde 
ein höchſt intereſſautes und wichtiges Schreiben des Reichskommiſſars 
Stedmann an die gemeinſame Regierung, in Betreff der von dem 
König von Dänemark auf Friedrichsburg unter dem 15. Nov. erlaſſe⸗ 
nen, von A. W. v. Moltke gegeugezeichneten Proclamation verleſeu. 
Der Reichscommiſſar erklärt, daß feine Regicrung in keiner Weiſe 
der Dänifchen das Recht einräumen könne, die gemeinſchaftlich eins 
geſetzte Regierung zu besavoniren, indem dieſe als die einzige rechts 
mäßige und oberſte Regierung in den Herzogthümern zu betrachten 
ſei, und daß ſie Namens des Herzogs die Verwaltung fortzuführen 

i y e ie ! rung vom 28. Oktober 

habe, indem alle Bedeuken durch die Verwahrung f 
erledigt ſeien. Die Landesverſammlung wird erſucht werden von jener 
Proklamation noch vor der Occupation Alſen's Notiz zu nehmen und 
feinen Akt geſetzgebender Thätigkeit zu unternehmen. Der Reichscom⸗ 
miſſar ſei einverſtanden mit der Proklamation der gemeinſamen Mer 


gierung vom 23. d. M. a 
Frankfurt a. M., den 28. Dec. (O. P. A 3.) Das Oeſter⸗ 


reichiſche Miniſterium hat den Kommandanten der Oeſterr. Flotte, 


Contre⸗Admiral Baron Kudriaffsky, einen der ausgezeichneten 
Ofſiziere der Kaiſerlich Oeſterreichlſchen Marine, hierhergeſandt, um 
an den Berathuugen über Organifirung und Vergrößerung der Deuts 
ſchen Flotte Theil zu nehmen. a 

Frankfurt, den 28. Dec. Das heut ausgegebene Reichsgeſetz⸗ 
blatt enthalt das geſtern vollzogene, die „Grundrechte des Deuts 
br Beier” betreſſende ©cfep, welches der Reichsverweſer, in 
Ausführung des Veſchluſſes der Reichsverſammlung vom 21. d. M., 
verkündet. Der Eingang lautet: „Dem Deutfchen Volke ſollen die 
nachſtehenden Grundrechte gemäbrleifter fein. Sie ſollen den Ver: 
faſſungen der Deutſchen Einzelftaaten zur Norm dienen, und keine Ver— 
faſſung oder Geſezgebung eines Deutſchen Einzelſtaates ſoll dieſelbe 
je aufheben oder beſchraͤnken konnen.“ Es folgen nun die Grundrechte 
in 9 Artikeln und 50 88. und ein, in 8 Artikeln gefaßtes dazu ge 
hoͤriges Einführungs Geſetz. 

— Der Reichskommiſſar, General von Schäffer⸗Bern⸗ 
fein, iſt in Begleitung des Majors v. Voigts-Rhees aus Po- 
ſen hier angekommen und hat, wit wir hören, die von ihm gezo⸗ 
gene Abgrenzungslinie dem Reichsminiſterium des Innern zur Ge⸗ 
nehmigung vorgelegt. Sein Bericht, in einer ausführlichen Denk⸗ 


ſchrift mit begleitenden Karten und Tabellen niedergelegt, ſoll eine 


höchſt intereſſante Arbeit ſei die frü i ; 
behandelte Polenfrage nun lose lo Teibenfpaftlic 
gehends fand der Reichskommiſſa blen Duck, 
miffär den Wunſch vorherrſchend, ni 
unter die polniſche Reorganifation zu fallen. Von allen & nicht 
felbft von ganz polniſchen Ortſchaften, ward er beſtür — 
linie fo zu beſtimmen, daß fie noch war her die Grenz- 
n 3 „daß fie noch unter deutſcher Verwalt 
blieben. Ja, ſclbſt da, wo die polniſchen Gutsbeſizer polnisch les 
ben wollten, haben deren eigene Gutsangehörige um das 8 Bir 
theil petitionirt. Das Vertrauen in cine Verwaltun — 
niſche Beamte iſt jo gering, daß die jenſeit der a. lit 1 
Güter dadurch um zwei Drittheil ihres Werthes verlieren : Fast 
alle Capitalien auf den im polniſchen Theile verbleibenden Gütern 
find bereits gekündigt und der längſt vorhandene Ruin vieler pol⸗ 
niſchen Gutsbeſitzer kommt dadurch zu Tage. Daß unter ſolchen 
Umſtänden ſelbſt viele Polen den Wunſch äußerten, mit ihren Gü⸗ 
tern dem deutſchen Theile noch einverleibt zu werden, kann darum 
nicht Wunder nehmen, wenn ſie auch zu ſtolz oder vor ihren Lands⸗ 
leuten zu ſcheu waren, dies öffentlich zu thun. Am erfreulichſten 
waren die Beweiſe des feſten Sinnes und des unecrſchütterlichen 
Entſchluſſes der deutſchen Bevölkerung, den Uebermuth der Polen, 
dit alle und jede Sympathie verloren haben, nit mehr aufkommen 
zu laſſen. Mancher unſerer Polenſchwärmer könnte dort deutſchen 
Sinn lernen. Welches der beiden Elemente, ob das polniſche oder 
das deutſche, im Wachſen begriffen fei, iſt ſchon nach dieſen Bemer⸗ 
kungen nicht zweifelhaft; es ſtellt ſich dies aber auch ſinnlich dar 
auf einer vorgelegten, höchſt intereſſanten Nationalitätskarte. 
Man ſieht aus derſelben, wie das deutſche Element überall durch 
Handel und Gewer;fleiß vordringt, während das polntſche, das ſich 
bekanntlich mit ſolchen Dingen gar nicht befaßt, und welchem da- 
rum auch der eigentliche Bürgerſtand ganz fehlt, nicht widerſtehen 
kann. Wo ein ſchiffbarer Strom, eine große Landſtraße. Das pol⸗ 
niſche Land durchſchneidet, da treibt auch alſobald ein Keil deutſcher 
Bevölkerung in die polniſche hinein; ſo an den beiden Ufern der 
Warthe, der Obra und längs der Poſener Landſtraße die neue 
Linie ſoll im Allgemeinen etwas weiter öſtlich liegen, als die 
Pfuelſche, fo daß z. B. die Herrſchaft Krotoszin nun vollſtändig 
dieſſeits fällt. (O.⸗P.⸗A.⸗Z.) 
— Eine Kommiſſton der Caſinogeſellſchaft hat durch ihren 
n Duncker ein Gutachten über die Seele 
publicirt, welches zugleich cine ſehr umſichtige und ziemlich unpar⸗ 
teliſche Kritik aller bemerkenswerthen, bis dahin für jene Frage ge⸗ 
machten Vorſchläge enthält. Wir beſchränken uns auf eine kurze 
Aufzählung der zurückgewieſenen Chancen. An ihrer Spitze ſteht 
ein regenerirendar Bundestag, der nach den allgemeinen oder jedes⸗ 
maligen Inſtruktionen der Einzel-Regicrungen handeln müßte. Cin 
republikaniſches Präſidium mit periodiſcher Wahl wird haupt⸗ 
ſächlich durch die nöthige Konformität des Ganzen mit den Theis 
ten zurückgewieſen. Der Turnus zwiſchen 2, 3 oder 6 größeren 
Staaten verlockt leicht zur jeweiligen Ausbeutung des Ganzen für 
den Theil. Zweckmäßiger ſci eine gleichzeitige Regierung, ein Di⸗ 
rektorium, durch (dynaſtiſche) Delegirte der größeren Staaten 
ausgeübt. Aber auch dieſe würden häufig durch die nöthige Ein⸗ 
nan 1 nen aufgehalten werden und — noch ſchlim⸗ 
ner — in Spaltungen gerathen, welche 8 { ini 
rium und die beiden Häufer foriwirktn e ae vente 
tin ſolches Dircktorium nicht einheitliche Kraft und Anſthen genung 
befigen, um dem Widerſtande mächtiger Elemente in den höchſten 
wie in den niedrigen Sphären zu imponieren, vielmehr ſelbſt uns 
ter dem hegemoniſchen Einfluſſe der mächtigſten Staaten ſtehen, 
dadurch aber wiederum den enlgegengeſetzten Einheitsdrang des 
Volkshauſes leicht bis zu revolutionärer Kraftentfaltung ſteigern. 
So gelangt das Gutachten zu der Nothwendigketit, Einen Fürs 
ſten an die Spitze des Reiches zu ſtellen. Aber die perlodiſche 
Wahl desſelben laſſen den partikulariſtiſchen Intriguen der Stämme 
und ihrer Fürſten noch weit größeren Raum, als der erwähnte 
Turnus. Dieſe würden ſelbſt durch eine Wahl auf Lebenszeit pro⸗ 
vocirt werden. Falle die Wahl ſtets auf den Mächtigſten, fo ſei 
ihr Recht nur ein Schein; im Gegenfalle aber würde dem Minder⸗ 
mächtigen eben, trotz des Geſetzes und des Rechtes, die Macht und 
das Anfchen fehlen. Die Wahl⸗Monarchie habe von jeher Deutſch⸗ 
lands Kraft zerſplittert. Wahlkapitulationen, wechſelſeitige Webers 
bictungen der Wahlkandidaten in Konceſſtonen an die politifchen, 
und confeſſionellen Parteien im Volke und in den Einzelſtaaten 
würden auch jetzt und künftig nicht ausbleiben; wir bemerken dazu, 
daß ſchon jetzt Parteien der meiſtbietenden Potenz, fei ſie Einheit 
oder Partikularismus, ihr Votum zuſchlagen, ohne ſonderliche Bürg⸗ 
ſchaſt für das Halten des Steigerungsgebotes. Ferner werde der 
Wahl⸗Monarch in Lebensfragen ſelten die ganze Macht und Exi⸗ 
ſtenz feines Erbſtaates für das Reich einfegen, vielmehr zuvörderſt 
für Erſteren ſorgen. Wir fehen, das Gutachten ſcheut bei allen 
dieſen Formen die ſiitlichen Schwächen, den Egoismus der Mens 
ſchen, der Volksſtämme, der Dynaſticen. So gelangt es zur For⸗ 
derung der Erbmonarchie Zweifellos dürfe zu einer ſolchen nur die 
Dynaſtie gelangen, welche die bedeulendſten Kräfte unmittelbar zur 
Verfügung ftelle, alſo entweder Oeſterreich oder Preußen. Die 
wichtige Kritik dieſer Alternative können wir leider des Raumes 
wegen nicht im Einzelnen wiedergeben, nur ihre Hauptpunkte und 
Ergebniſſe. Sie weiſt nach, daß das verschiedenartig Projektirte 
Verbleiben Oeſterreichs innerhalb des deutſchen Bundesſtaates und 
die Unterordnung beider unter das Herrſcherhaus des erſteren eut⸗ 
weder eine rein deutſche Politik und Verwaltung Deutſchlands un⸗ 
möglich machen, oder den öſterreichiſchen Geſammiſtaat zerſprengen, 
in jedem Falle aber das Gedeihen beider Staatenkaſſen aufs Höchſte 
gefährden müſſe, bevor tes noch recht begonnen habe. Neben ein⸗ 
ander, etwa nach Maßgabe des Programms von Kremfier, müßten 
das Oſtreich und das Weſtreich organiſirt, und mit einander 
durch ein Direktorium oder einen Bun desrath verknüpft wer⸗ 
den, deſſen Mitglieder, in gleicher Zahl aus beiden Reichen ge⸗ 
wählt, unter Oeſterreichs Präſtdium ſtehen würden. Das We ſt⸗ 
reich ſteht dann um Preußen geſchaart; nicht unter deſſen Hege⸗ 
monie, fondern vielmehr Preußen mit feiner ganzen Kraft in und 
unter Deutſchland. Das Gutachten nimmt hier auch auf die 
Sonderſtellung Vaierns, auf die Gegenſätze des deutſchen Nordens 
und Südens, des Proteſtantismus und des Katholicismus, der 
Zoll- und Handelsfragen — eben fo viele Handhaben für die Agi⸗ 
tation — Rückſicht, deutet aber auch eine Löſung dieſer Bedenken 
an. So durch eine verſtärkte Stimmenzahl Baierns und eine gleich⸗ 
geſtellte zwiſchen Norden und Süden (mit Einſchluß Thüringens) 
im Staatenhauſe: ſodann etwa durch die Erforderlichkeit von zwei 
Drittheilen der Stimmen in beiden Häuſern bei kirchlichen Ange⸗ 


tegenheiten. Wir haben hiermit, wenn auch nicht immer den Worls 
laut, doch den weſentlichen Iubalt eines Gutachtens gegeben, wel» 
ches, unbeſchadet einer befimmten Grund⸗Anſicht, die verſchieden⸗ 
artigſten Vorſchläge würdigt und gleichſam ihren Urhebern zur be⸗ 
ſonnenen und gewiſſenhaften Reviſton wieder vorführt. (Fr. 30 

Frautfurt, den 29. Dec. Der Verfaſſungsausſchuß hat die 
Abſchnitte vom Reichsoberhaupt und vom Reichsrath in folgender 
Faſſung angenommen: Das Reichsoberhaupt. Art. 1. $. 1. 
Die Würde des Reichsoberhauptes wird ein em der regierenden Deut» 
ſchen Fürſten übertragen. 6. 2. Das Reichsoberhaupt führt den Titet: 
„Kaiſer der Deutschen“. §. 3. Die Reſidenz des Kaifers iſt am Sitz 
der Reichsregierung. Wenigſtens während der Dauer des Reichstags 
wird der Kaiſer dort bleibend reſiditen. So oft ſich der Kaiſer nicht 
am Sitz der Reichsregierung befindet, muß einer der Reichs miniſter 
in feiner unmittelbaren Umgebung ſein. Die Beſtimmungen über den 
Sitz der Reichsregierung werden einem Reichsgeſetz vorbehalten. 8. 
4. Der Kaiſer bezieht eine Cipilliſte, welche der Reichstag feſtſetzt. 
Art. II. S. 5. Die Perſon des Kaiſers in unverletzlich. Der Kaifer 
übt die ihm übertragene Gewalt durch verantwortliche von ihm er— 
nannte Miniſter aus. 8. 6. Alle Regierungshandlungen des Kaiſeis 
bedürſen zu ihrer Giltigkeit der Gegenzeichnung von weuigſteus einem 
der Reichs miniſter, welcher dadurch die Verantwortung übernimmt. 
Art. III. ö. 7. Der Kaiſer übt die völkerrechtliche Vertretung des Deut⸗ 
ſchen Reichs und der einzelnen Deutſchen Staaten aus. Er ſtellt die 
Reichsgeſandten und die Conſuln an, und führt den diplomatiſchen 
Verkehr. $ 8. Der Kaiſer erklärt Krieg und ſchließt Frieden. §. 9. 
Der Kai ter ſchließt die Vünduiſſe und Verträge mit den auswärtigen 
Mächten ab, und zwar unter Mitwirkung des Reichstages, inſoweit 
dieſe verfaſſungsmaͤßig vorbehalten it. $. 10. Alle Verträge nicht 
rein privatrechtlichen Juhalts, welche Deutſche Regierungen unter ſich 
oder mit auswärtigen Regierungen abſchließen, ſind dem Kaiſer zur 
Kenntnißnahme, und inſofern das Reichsintereſſe dabei betheiligt iſt, 
zur Beſtätigung vorzulegen. $. 11. Der Kaiſer beruft und ſchließt 


deu deeichstag; er hat das Recht, das Volkshaus aufzulöſen. 8. 12. 
Der Kaiſer hat das Recht des Geſetzvorſchlages. Er übt die geſetzge⸗ 


beude Gewalt in Gemeinfchaft mit dem Reichstage unter den verfaſ— 
ſungsmäßigen Veſchräykungen aus. Er verkündigt die Reichsgeſetze 
und erläßt die zur Vollziehung derſelben nöthigen Verordnungen. 8. 
13. In Strafſochen, welche zur Suftänbigfeit des Reichsgerichts ge⸗ 
hören, har der Kaiſer das Recht der Begnadigung und Srrapmüderung 


fowie der Amneſtirung. Das Verbot der Einleitung oder Fortſetzung 
einer einzelnen Unterſuchung kann der Kaiſer uur mit Zuſtimmung 
des Reichstages erlaſſen. Zu Gunſten eines wegen feiner Amts hand⸗ 
lungen verurtheilten Reichsminiſteis kann der Kaiſer das Recht der 
Begnadigung und Strafmilderung nur dann ausüben, wenn dasje⸗ 
nige Haus, von welchem die Anklage ausgegangen iſt, darauf antıägt. 
Zu Gunſten von Landes miniſtern ſteht ahm ein ſolches Recht nicht zu. 8. 
14. Dem Kaiſer liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob 8. 15. Der 
Kaiſer hat die Verfügung über die bewaffnete Macht. 8. 16. Ueberhaupt 
hat der Kaiſer die Regierungsgewalt in allen Angelegenheiten des Reichs 
nach Maßgabe der Reicheverfaſſung. Ihm ſiehen als Traͤger dieſer Ge⸗ 
u... Rechte und Befugniſſe zu, welche in der Reichsverfaſſung 
— tichswalt beigelegt und dem Reichstage nicht zugewicfen ſind. Der 
8 Art. I. F. 1. Der Reichsrath beſteht aus Bevell— 
& chtigten der Deurfhen Staaten. Jeder im Staatenhauſe vertretene 
ee Staatenverband ernennt dazu ein Mitglied mit Ausnahme 
> freien Städte, welche gemeinſam ein Mitglied ſenden. Die 
‚mennmmg der Mitglieder des Reichs rathes gefchicht durch die Res 
ap ber betreffenden Staaten und. Staateuverbäude. 8. 2. 
en ein begutachtendes Collegium. Derſelbe hält 
Reichsrathe führt rn nen ang 3 3 
ne \ igte des größten Deutſchen Staates, 
— gent nicht das Reich soberhaupt iſt. §. 3. Die Beſchluͤſſe 
Wegen pid bang Stimmenmehigct dea, 8 4. Ti 
zuwohnen oder ſich in dal, den Sitzungen des Reichsrathes bei: 
fen. g. 8. Dem e durch Commiſſarien vertreten zu laſ⸗ 
Keicperegierung 2 5 en find bie Geſetzentwurſe, welche die 
tung vorzulegen. —— Wonen da, e een 
jedesmal von der eichsrath hat fein Gutachten binnen einer 
re —— ‚eingehalten, fo iſt die Reichsregierung bier, 
Shine. 5.65 Si e we de den ane 
wichen eg iht an 1 iſt befugt, in allen Fallen, in 
einzuziehen. gemeſſen erſcheint, das Gutachten des Reichsraths 

— 
e er ben 30. December. (O. P. A. 3.) So 
auf feiner Reiſe n Nachricht, daß Herr v. Schmerling 
lmütz in Leipzig durch einen nach Frankfurt 


gehenden Kourier d 2 
Oeſterreichiſchen tn rreichifhen Regierung eine Zuſchrift des 


ſchen Bevollmächtigten 9 erhielt, wodurch er zum Oeſterreichi— 
glauben nicht zu irren, . . ernannt wurde. Wir 
; 10 wir hierin einen Beweis erblicken, wie 
— N Ang don der Wichtel — Dentfihen 
die Anfi 5 und wenn wir darin einen Fingerzeig über 
cht zu erkennen glauben, welche das Oeſterreichiſche Minifte 

rium von dem Gagern'ſchen Program eſterreichiſche 


— Die „Deutſche Zeitung“ ne hegt 
Krelſen wird en „Jung berichtet: In parlamentariſchen 
— — erzählt, daß bereits vor ungefähr vier Wochen die Würt⸗ 
— giſche Regierung der Gentralgewalt ihre Bereitwilligkeit zu er- 
en gegeben habe, ſich einem Reichsoberhaupte in d 9 ſon des 
nigs von Preußen unterzuordnen. Herr v. Schmerl e 


Hätte es für gut befund i j 
— gut befunden, dieſe Depeſch 


ing, ſagt man, 


e bis zu feinem Abganze 
halten. Dem Vernehmen nach wird eine ahnliche re 


Reichsregierung zu beſtimmenden Friſt zu erſtatten. 


7 


ſtration zu Gunſten eines erblichen Reichsoberhauptes, wie ſie vor 
Kurzem in Braunſchweig ſtattgefunden, auch von Seiten einer Süd⸗ 
Deutſchen Kammer erwartet. Aehnliche Kundgebungen find ſchon von 
mehreren Städten erfolgt, und von Stuttgart aus kann ich Ihnen 
melden, daß am zweiten Weihnachtstage der Stuttgarter vaterläu⸗ 
diſche Verein in einer Generalverſammlung einſtimmig eine Erklärung 
beſchloſſen hat, welche anch zur Kenntniß der Reichsver ſammlung 
gebracht werden fol, daß er für wünſchenswerth und nothwendig 
halte, Preußen, als den mächtigſten Deutſchen Staat, an die Spitze 
des Deutſchen Bundesſtaates zu ſtellen. Herr v. Binde fol zur Bil: 
dung eines neuen Miniſteriums nach Berlin berufen fein. Die Vils 
dung eines Miniſteriums Vincke ſtand bekauntlich bereits früher in 
Ausſicht. Es dürfte allerdings mit Rückſicht auf das Verhältniß zu 
Deutſchland gegenwärtig hohe Zeit ſein, daß in Preußen ein Mini⸗ 
ſterium an die Spitze tritt, welches Auknüpfungspunkte in der Deuts 
ſchen Rationalverſammlung beſitzt, und deſſen Vorgänge volles Ber» 
trauen im Volke zu finden Anſpruch machen können. 

Heidelberg, den 26. Von hier wird dem „Schw. M.“ be⸗ 
richtet: Schon feit längerer Zeit geht der um die Blüthe unſerer 
Univerſität verdiente Curator, Geh. Rath Dahmen, früher Abgeord⸗ 
neter, mit dem Vorhaben um, das Curatorium der Univerſität nieder⸗ 
zulegen. Durch unwürdige Angriffe, welche derſelbe nun in der neueſten 
Zeit in einem öffentlichen Blatte erfahren, wurde er in ſeinem Vor⸗ 
haben beſtärkt und hat feine Entlaſſung als Curator bei der Regie— 
rung eingereicht, allein die Regierung ſie nicht angenommen. Der 
größte Theil der Univerſitätslehrer hat dieſe Nachricht mit Freuden 
vernommen und weiß der Regierung dafür Dank. Wie man hoͤrt, 
wünſchen Geguer des bisherigen Curators die von ihm jetzt bekleidete 
Stelle in den Händen des Hofraths Gervinus, ein Wuuſch, der 
ſich wohl ſchwerlich realiſtren dürfte. 

Mainz, den 25. December. Der hieſige Bürgerverein hat 
an die Deutſche verfaſſunggebende Verſammlung eine Adreſſe ges 
richtet, in welcher vorzüglich nachſtehende Stelle hervorgehoben zu 
werden verdient: „Die Verfaſſung! die Verfaſſung! fo tönt es 
aus allen Gauen des Vaterlandes Ihnen entgegen. Die Verfaſ— 
ſung! ſo rufen auch wir Ihnen zu, die Verfaſſung, d. i. nicht ſo⸗ 
wohl ein noch fo gründlich und in vollendetſter Technik ausgear— 
beitetes Geſetz über die disparateſten Dinge, Inſtitute und orgas 
niſchen Einrichtungen, ſondern die Niederſetzung einer der Nation 
kenntlichen und erkennbaren definitiven oberſten Reichsgewalt, die 


leitet, was jetzt erreichbar iſt. Nochmals beſchwören, wir Sie, 
bringen a 28001 des PR LIKE IC das Opfer 


Ihrer provinziellen Vorliebe, Ihrer perſönlichen Sympathien, hö⸗ 
ren Sie auf die Stimme, die Ihnen zuruft: „Oeſterreich kann 
vorerſt nur durch Staatsverträge an das übrige Deutſchland ge⸗ 
bunden werden; Oeſterreich wird auch in dieſer Stellung ein treuer 
Bundesgenoſſe für Deutſchlands Ehre, Glück und Wohlfahrt; 
Preußen, durch Intelligenz und Macht, Deutſchlands kräftiges 
und redliches Oberhaupt ſein.“ 


Ulm, den 25. Decbr. Vor einigen Tagen iſt der Preußiſche 
Artillerie General von Jenchen hier eingetroffen, um hier chen ſo, 
wie vorher in Raſtatt, auf Befehl des Reichs⸗Kriegsminiſteriums 
den Vorſitz bei einer Kommiſſion zu führen, welche die von der hie⸗ 
figen Artillerie» Ansrüftungss Direktion entworfenen Vorſchläge zur 
Armirung unſerer Reichsfeſtung prüfen und den darauf zu gründen: 
den Armirungsplan feſtſetzen ſoll. Geſchütz und Munition kommt 
fortwährend au, und dürfte wohl ſchon mehr als die Hälfte des noth— 
wendigen Bedarfs vorhanden ſein. 

Wien, den 28. Dec. Heute if das 6. Armeecbülletin veroͤf— 
fentlicht worden, wonach Arad entſetzt und auf Jahr mit Munition 
und Lebensbedarf verſehen wurde. Gleichzeitig beſtätigt ſich die Gin: 
nahme Raabs durch den Fürſten Wndiſchgrätz, fo wie die Bereitwil— 
ligkeit des Feſtungskommandantenvon Comorn, die Feſtung den K. 
K. Truppen zu übergeben, ndem hinzugefügt wird, daß derſelbe die 
Juſurgenten, die ſich dahin flüchten wollten, mit Kartätſchenſchüſſen 
zurücktrieb. Jedoch will man beide Nachrichten bis jetzt noch bezweis 
feln. — Eine heute erſchienene Kundmachung des Gouperneurs Wels 
den erregt Aufſehen. Sie beſtaͤtigt das allgemein nicht geglaubte Ge— 
rücht, daß ein politiſcher Club beſteht, welcher nichts Geringeres im 
Sinne hat, als die Verſchanzungen auf den Baſteien zu erſtürmen, 
und ſich der auf ſelben poſtirten Geſchütze zu bemächtigen. Der Gour 
verneur macht bekannt, daß anf ein Signal von 3 Allarmſchüſſen 


die ganze Garniſon binnen 15 Minuten aufgeboten wird, und warnt 


nicht nur die Frepler, ſondern auch die ſich uuvorſichtig Herandrän⸗ 
genden, da ſogleich ſcharf gefeiert werden würde, und die Kugeln 
nicht immer die Schuldigen treffen. ; 

— Das Miniſter zum beſchaͤftigt ſich jetzt hauptſächlich mit der 
Reform der Büreankratie. Die Kollegialverfaſſung hat bereits 
bei allen politiſchen Behörden aufgehört. In Betreff der Frankfur— 
ter Angelegenheit, wird uns verſichert, ſei die Politik des Mir 
niſteriums eine zuſchauende; man. zählt auf die alte Dentfche Unei— 
nigkeit, die eine Preußiſche Hegemonie nicht leicht werde aufkommen 
laſſen, doch müſſe man trachten, die Bewerkſtelligung derſelben auf 
unſichtbaren Wegen zu hindern. Zeit gewonnen, Alles gewonnen. 

Prag, den 27. Dec. Den 31. d. M. findet hier eine Ver: 
ſammlung der Slaviſch-demokratiſchen Vereine der Slowanska lipa 
ſtatt. Zu Ehren der Gaͤſte wird ein großes Nationalfeſt abgehalten 
werden, wobei Lieder in allen Slaviſchen Dialekten geſungen werden 
ſollen. Einem Miniſterialerlaß zufolge wird künftighin das Kom⸗ 
mando für die Nationalgarde bloß in der Deutſchen Sprache beſtehen, 
da das bisher beſtehende Boͤhmiſche Kommando zu vieler Reibung, 
Anlaß gegeben. 

ben Ausland. 

Frankreich. 

Paris, den 28. Dezember. Cabet, der nach Amerika abge⸗ 
reift iſt, ſoll mehrere Perſonen, und darunter eine Frau, welche ihm 


2000 Fr. anvertraut hatte, um ihr Geld geprellt haben. — Man 
will hier wiſſen, daß Lord Palmerſton ſich geweigert habe, den zum 
Geſandten in London beſtimmten Hrn. de Montalembert, deſſen 
Ernennung Hr. de Falloux angeblich zur Bedingung der Annahme 
feines Portefcuille's gemacht hatte, als Vertreter Frankreichs zu 
empfangen, ohne übrigens für dieſe Weigerung irgend einen be⸗ 
ſtimmten Grund anzugeben. — Der Ex⸗Kriegsminiſter Lamoriciere 
iſt nach Nantes abgereift. — Im Kabinct des Präſidenten der Re⸗ 
publik ſteht man eine ſchwarze Marmortafel aufgeſtellt, auf wel⸗ 
cher man in goldenen Vuchſtaben den Text der Verfaſſung einge⸗ 
graben ſieht. — Der jetzige Finanzminiſter Paſſy veranſchlagt das 
Deſicit für 1849 um 100 Millionen höher, als fein Vorgänger. 

— Marſchall Bugeaud hat dem General Magnan einen 
Hausarreſt von mehreren Tagen auferlegt, weil derſelbe in einem 
Tagesbefehle an die Alpen-Armee von einem bevorſtehenden Kriege 
ſprach. Aelteren militäriſchen Verſchriften gemäß iſt es den Ofſt⸗ 
zieren verboten, ohne Ermächtigung des Kriegsminiſters in ofſi⸗ 
zieller Weiſe von Politik zu ſprechen. Diefer Vorſchrift hat nun 
der erwähnte General zuwider gehandelt, indem er einen Krieg in 
Ausſicht ſtellte. 

Der Moniteur berichtet: „Das Feſt der heiligen Genoveva, 
Schutzgöttin von Paris, ſoll in dieſem Jahre ganz beſondees ſeier⸗ 
lich begangen werden. Mehrere Erzbiſchöfe und Viſchöffe werden 
den Gottesdienſt in der Kirche von Saint-Etienne du Mont (am 
Patheon) neun Tage lang (vom 3. Januar an gerechnet) abhalten. 
Es find bereits mehrere Departementebiſchöfe in Paris eingetroffen. 
Das Univers meldet, daß ſich unter den Auſpizien des Wahl⸗Co⸗ 
mité's für veligiöfe Freiheit eine Kaſſe zum Schutz der Religion 
gebildet habe. Die Gläubigen werden zu zahlreichen Beiträgen 
aufgefordert. 2 

— Mehrere Repräſentanten haben Folgendes über einen Vor⸗ 
gang bei der Revue am Sonntag erzählt: Als die erſte Legion des 


»Weichbildes vor Louis Bonaparte defilirte, rief fie ziemlich ein⸗ 


ſtimmig: „Es lebe der Kaiſet!“ Odilon Barrot, der mit den anderen 
Miniftern im Elyſét National war, halte befohlen, daß man ihn 
alle fünf Minuten von dem, was vorgehe, unterrichten ſolle. So⸗ 
bald ihm nun der eben erwähnte Vorfall berichtet wurde, ergriff er 
die Feder und ſandte folgende Note an General Changarnier: 
„General! Wenn die imperialiſtiſche Kundgebung fortdauert, fo 
machen Sie dem Präſidenten der Republik kund, daß das Mini⸗ 
ſterium in Maſſe ſeine Entlaſſung nimmt.“ Dieſe Kundmachung 
war jedoch nicht nöthig, da das Vivat für den Kaiſer nicht allge— 
mein wurde. 7 

— Ueber den Zauber, den der Name Napoleon in den Land⸗ 
ſchaften geübt, entnehmen wir dem „Cenſeur von Lyon“ folgende 
Angaben: „In den Dörfern der Rhone- und Iſere-Departements 
war Alles wie toll; es war, als ob das Fieber alle Welt ergrif- 
fen, als ob Napoleon ſich aus feinem Grabe erhoben hätte. Wir 
ſagen vielleicht zu wenig. Man weiß, daß es auf dem Lande 
noch einige alte Soldaten giebt, deren Geiſteskraft das Alter ge⸗ 
ſchwächt und die nie an den Tod des Kaiſers geglaubt haben. 
Umſonſt iſt eine Fregatte abgefahren, um ſeine ſterdliche Hülle von 
St. Helena abzuholen, umſonſt ſchläft er im Invalidenhaus; es 
iſt nicht Napoleon. Ein Mönch hat feine Stelle auf St. Helena 
eingenommen; in dem Augenblick, wo dieſer Mönch ſtarb, fuhr 
Napoleon auf einem Schiff aus der Rhede, und dieſe wackern Leute 
ſind überzeugt, daß ſie den Kaiſer wiederſehen werden. Seit ſei⸗ 
ner Flucht hat er die Welt durchzogen, hat in China gekämpft 
und die großen Negervölkerſchaften in Afrika beſucht; ſeit der Fe⸗ 
bruar⸗Revolution iſt er heimlich nach Frankreich zurückgekehrt. Vor 
vier Monaten fei er auf einer Tribüne der Nationalverſammlung 
geweſen und wenn Louis nicht mehr geſprochen, ſo ſei es, weil 
der große Napoleon es ihm verboten hatte.“ Die Erinnerung an 
die grauſame Verfolgung der 1814 und 15 zurückgekehrten Roya⸗ 
liſten habe die Hingebung an Napolcon vermehrt. Die Erruns 
genſchaften der erſten Franzöſiſchen Revolution, die für den Land⸗ 
mann den Hauptwerth haben, und Napoleon erſchienen ihm in 
unzertrennlicher Gemeinſchaft. Mit der größten Begeiſterung ſeien 
die Landleute zur Abſtimmung gezogen. In mehreren Dörfern 
ſah man Leute, welche Napoleons Kleidung nachgeahmt und mit 
dem kleinen Hut, den Eourierftiefeln, den weißen Hoſen und dem 
grünen Frack daherzogen. Den Stimmzetteln hatte man die Hut⸗ 
form gegeben und wehe dem, deſſen Stimmzettel nicht den Namen 
Bonaparte trug. Hier hörte man rufen: „Es lebe die reis 
heit! Nieder mit den Karliſten!“ dort: „Es lebe die Republik! es 
lebe der Kaiſer!“ Aus einem und demſelben Munde erſchallten 
beide Hoch. „In einer Gemeinde — berichtet der Cenſeur — ums 
gaben die Bauern ihren Pfarrer, der nach dem Wahlplatz ging, 
und ſagten: „Sie ſind Republikaner, Herr Pfarrer, nicht wahr?“ 
„Ja, meine Freunde,“ antwortete der Pfarrer. „Bravo!“ riefen 
die Bauern, „kommen Sie mit uns, Sie ſind ein braver Mann. 
Es lebe der Kaiſer.“ „Was das Volk hingeriſſen hat — bemerkt 
ſodann der Cenſeur — iſt die Erinnerung; es iſt der Name Na⸗ 
poleon, der die Wahl gemacht hat.“ 

— Unter den Bulletins der franzöſiſchen Präſidenten-Wahl, 
die verworfen oder angefochten, ſollen ſich viele denkwürdige Bei⸗ 
träge zur Characteriſtik des allgemeinen Stimmrechts befunden 
haben. Im Süden lauteten viele Stimmen auf „Luggy Vompar“; 
im Oſten ſtimmte man für „Ludwig Bonaparte.” Auf einem Zets 
tel hieß es: „Der General Cavaignac, aber ohne feine Umgebung.“ 
Ein Anonpmus hatte ſtatt eines Namens die Worte geſchrieben: 
Dieu protege la France und der Wahlbeamte daruntergefegt: 
Annulle. In Simore (Gers-Departement) hatte ein Urwähler 
ſein Votum in den folgenden Galimathias gehüllt: 

AMBIGUA ELECTIO. 


1) Album Speciosum. 
2) Nigrum ; .. Atra-bile. 
3) Rubicundum Sauguinolentum. 


Unum tamen 
Oplo 
LEDRU ROLLIN 
Reipublicae praesidentem * i 
Utinam. 4 — 
In Boulogne hatten die Fiſcher ſich vereinigt, ihre Stimmen 
Cavaignac geben zu wollen, als am Tage vor der Wahl 
ihrer Zunft vom Meere heimkehrend erzählte, er babe N gebil⸗ 
mel eine Conſtellattion von Sternen geſehen, welche u. glaubten, 
det. Das ſchien feinen Genoſſen, die ihm geltimmien alle für 
eine deutliche Weiſung des Himmels, und fie 
Ludwig Napoleon. 


—d — 


[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nieht verantwortlich. ] 


Die in der Beilage zu No. 303. der Poſ. Ztg. erwähnte, im 
Wielkopolanin enthaltene Warnung gegen Herümtreiber und Nas 
gabonden, welche Briefe vertheilten, die „Melchior“ und nicht 
„Leon“ unterzeichnet ſeien, folglich nicht von dem hieſigen Herrn 
Erzbiſchof herrühren und denen deshalb auch a zu 
leiſten fei, bezieht ſich auf den wahrhaftechriſtli en Hir⸗ 
tenbrief des Fürſt⸗Viſchofs von Breslau, welcher wörtlich 
alſo lautet: f 

Melchior, durch Gottes Erbarmung und des heiligen apo⸗ 
ſtoliſchen Stuhles Gnade Fürſt⸗Biſchof von Breslau, Dots 
tor der Theologie ꝛc. 

Es ergeht feit einigen Tagen der Aufruf durch das Land, der 
Regierung Seiner Mafeſtät des Königs die geſetzlich aufgelegten 
Steuern zu verweigern. Bei der Zumuthung zu einem fo erfolgs 
reichen Schritte fragt der gläubige Chriſt vor Allem fein Gewiſſen, 
das ihn auch als Staatsbürger bindet; der Katholik aber, wenn 
ihm unter beſonderen Umſtänden die Erfüllung ſeiner Pflichten 
Zweifel erregt, fragt ſeine Kirche, das in ihr göttlich eingeſetzte Lehramt. 

Da nun die gegenwärtigen Zeitverhältniffe fo beſchaffen find, 
daß in der allgemeinen Verwirrung der Begriffe von Recht und 
Pflicht und in der Aufregung, welche die politiſchen Ereigniſſe mit 
ſich bringen, auch mancher Gläubige über die Pflicht der Steuer⸗ 
zahlung ſchwankend und zweifelhaft geworden fein mag und daher 
eine oberhirtliche Velehrung ihm zur Beſeitigung ſeiner Gewiſſens⸗ 
zweifel willkommen ſein wird, ſo erkläre ich hiermit vor Gottes 
Angeſicht und vor aller Welt: 

daß, da Seine Majeſtät der König nicht aufgehört hat, unſer 
rechtmäßiger König, d. h. unſere von Gott geſetzte Obrigkeit zu 
fein, die Pflicht des Gehorſams gegen ihn, und insbeſondere die 
Pflicht der Fortentrichtung der geſetzlichen Steuern an die dazu 
beftellten Königlichen Behörden, für jeden katholiſchen Chriſten 
eine unzweifelhaft heilige Gewiſſenspflicht iſt, nach dem ausdrückli⸗ 
chen Ausſpruche des Herrn, da er auf die gleiche Anfrage (Marc. 
12, 13—17.): „Iſt' es erlaubt dem Kaiſer Zins zu geben, oder 
ſollen wir ihn nicht geben?“ entſcheidend antwortete: „Gebet 
dem Kaifer, was des Kaiſers ißt“, und nach der Ermahnung 
des Apoſtels (Röm. 13, 7.): „Gebet alſo jedem das Schuldige, 
Steuer wem Steuer, Zoll wem Zoll, Ehrfurcht wem Ehrfurcht 
u. f. w. gebührt.“ 

Die Pflicht der Steuerzahlung kann daher ohne ſündhaſten 
Ungehorfam gegen dieſe Ausſprüche Chriſti, unſeres göttlichen Ge⸗ 
ſetzgebers, und ſeines Apoſtels, nicht außer Acht gelaſſen werden 
und ich ermahne daher alle meine Diöceſanen im Namen des Dreis 
einigen Gottes, ſich in Erfüllung dieſer Pflicht nicht beirren zu laſ⸗ 
fen; ich ermahne fie, dem Könige zu vertrauen, daß er die feinem 
Volke gemachten Zuſagen gewiſſenhaft erfüllen werde, und in der 
Treue gegen ihn unwandelbar zu beharren. 

„Denn ſeine Königliche Gewalt iſt von Gott angeordnet und wer 
„ſich ihr widerſetzt, der widerſetzt ſich der Anordnung Gottes, 
„und die ſich widerſetzen, ziehen ſich ſelbſt die Verdammniß zu.“ 

Das ift nicht meine, ſondern des Weltapoſtels göttliche Lehre 
(Röm. 13, 2.) Ich aber würde Verrath an meiner Pflicht üben, und 
meinen heiligen Eid brechen, wenn ich ſte nicht bei dieſem Anlaſſe 
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allen, meiner Hirtenſorge Empfohlenen, laut und nachdrücklich, 
wie ich es hiermit thue, einſchärfte, im Uebrigen auf das Hirten» 
ſchreiben verweiſend, welches ich zum Anfange des neuen Kirchen» 
jahrs bereits erlaſſen habe. 

Gegeben Breslau, den 18. Nov. 1848. (gez.) Melchior. 


Beſcheidene Anfrage. 

Hat denn unſer väterlich geſinnter Magiſtrat, — der gewiß 
eben fo gut, wie alle andern Vewohner Poſens, einficht, daß die 
neue hohe Einkommenſteuer von einem großen Theil der Einwoh⸗ 
ner unſerer Stadt wegen Unvermögens nicht gezahlt werden kann, — 
nicht einmal den Verſuch gemacht, Höchſten Orts die Erlaubniß 
zu erwirken, das zurückgezahlte Drittel der Mahlſteuer zur Deckung 
des Defizite zu verwenden? Wie wir hören, beträgt dieſes Drittel 
circa 17,000 Thaler, alſo gerade ſo viel, als nöthig war, um die 
Einkommenſteuer nicht erhöhen zu dürfen. Wir wiſſen zwar, daß 
dieſe Rückerſtattung Höchſten Orts an eine beſchränkende Bedin⸗ 
gung geknüpft worden; glauben aber doch, daß dieſe Bedingung 
unbedenklich zurückgenommen wäre, wenn die Kalamität unſerer 
Kommune der höchſten Behörde eindringlich wäre vorgeſtellt wor» 
den, zumal die jetzige Verwendung der genannten bedeutenden 
Summe, dem allgemeinen Urtheil zufolge, ſo gut wie weggeworfen 
iſt, und Niemandem wahren Vortheil bringt, denn wie wenig der⸗ 
artige Unterſtützungen zum Zwecke führen, haben Beiſpiele in 
Paris, Berlin und anderen Orten hinlänglich bewichen. Be⸗ 
fände die Nate e nur darin, ein Budget zu formuliren, 
das in calculo richtig iſt, und dann die Zahlungspflichtigen zur 
Aufbringung der Summe zu nöthigen, ſo wäre ſie eine gar leichte 
Kunſt; ihre Aufgabe beſteht aber darin: erſtens die Ausgaben auf 
dem rechten Puncte weiſe zu beſchränken und mit den Einnahmen 
in Uebercinſtimmung zu bringen, und zweitens darin, neue Einnah— 
mequellen aufzufinden, ohne die Zahlungspflichtigen allzuhart zu 

drücken. Iſt das bei uns geſchehen? Wir glauben nicht. Wenn 
z. B. für Armenzwecke jetzt eine fünfmal ſo große Summe ver⸗ 
wandt wird, als vor ſechs Jahren, fo iſt das eine maaßloſe Er— 
höhung auf Koſten der Taſchen der Einwohner, die eine Zurück⸗ 
führung auf einen Normalſatz durchaus nothwendig macht. Eine 
Summe von 10 bis 12000 Thaler muß in einer Stadt wie Poſen 
zur Armenunterſlützung vollkommen ausreichen; wird mehr dazu 
verwandt, ſo lindert man nicht die Armuth, ſondern ſchafft ſich 
neue Arme, wie dies in Holland, England, beſonders aber in 
Irland in neueſter Zeit in erſchreckendem Maaße ſtattgefunden hat. 
Bleiben mir daher noch länger bei dem jetzigen Unterſtützungsſyſtem, 
fo werden wir bald 40,000 Thaler für unfere Armen verausgabeu 
können! — Wie verlautet, find von den obenerwähnten, zurückge⸗ 
zahlten 17,000 Thalern Mahlſteuer erſt einige tauſend Thaler 
wirklich veraugabt, wir hoffen daher zuverſichtlich, daß man mit 
der unnützen Verwendung dieſes Geldes innchalten und die Vefug— 
niß zu anderweitiger Benutzung deſſelben zum Heil der Stadt hö⸗ 
hern Orts erwirken werde, damit von der ausgeſchriebenen hohen 
Einkommenſteuer nicht vier, ſondern vielleicht nur zwei 
Raten erhoben werden dürfen. Cives. 
Marktberichte. Poſen, den 2. Januar 
(Der Schfl. zu 16 Me. Preuß) 5 
Weizen 1 Rthlr. 18 Sgr. 11 Pf. bis! Rilr. 27 Sgr. 9 Pf. 


Roggen 26 Sgr. 8 Pf. bis 28 Sgr. II Pf. Gerſte 22 Sgr. 3 


Pf. bis 26 Sgr. 8 Pf. Hafer 13 Sgr. 1 Pf. bis 15 
0 4 fll. Dar 1 5 ge , Cohn 20 Sara Di 
der Cenlner 17 Sgr. 6 Pf. ne 8 Sar bie 9 Sgr. Heu 


Rthlr. bis 4 Rthlr. 10 Sgr. Butter i 
Rihlr. 15 Sgr. bis 1 Rıblr. 22 Sgr. 9 pf. Pfund 1 
Berlin, den 2. Januar. 

Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen 
Qualität 52—56 Rihlr. Roggen loco 26—271 A2 . Fut 
jahr S2pfd. 283 Rihlr. Gerfle, große loco 22—23 Rihlr., kleine 
18—21 Rthlr. Rüböl loco 12% à 125 Kthl., Jan /f 
Febr. / März 123 3 125 Rthlr., März / April 123 & 125 
April/Mai 123, 123 à % Rtlr. Leinöl loco 93 Rtlr. Spiritus 
loco ohne Faß 145 Rthir. bez., p. Jan Febr. 154 Rtlt. Br., 15 G., 
p. Frühjahr 1645 Rthlr. Br., 163 bez. 

Berliner Börse. 


ben 2. Januar 1649. fzimsc.| Brief. | . 


Preussische freiw. Anleihe... .» «+00. 5 100 
Staals-Sehuüldscheine... 00h 34 791 — 
Seehandlungs-Prämien- Scheine 8 
Kur- u. Neumärkische Schuldversch. n.. 3 — — 
Berliner Stadt- Obligationen. 3 — — 
Westpreussische Pfandbrieſaqaqdq . 31 — 831 
Grossh. Posener r RE BR N 4 96114 — 
r 34 | 814 
Ostpreussisehe R a 31 — 901 
Pommersche ee en 3 91 — 
Kü d. Nm 000 De 3 — 904 
Schlesische BRETT A ei 314 — — 
* v. Staat garank. L. G ꝶ 2 2 314 — — 
r . ICC — — 923 
riedrichaloß. rn. ee — 1 1 
Andere Goldmünzen a 5 Rthll rr 5 138 124 
Dr 5 newer — — 4 
Eisenbahn-Aectien (voll. eingez.) 
Bern Annalen een... nes 4 | 83 | 834 
= ES N ET 4 — 861 
2 3. an, ie nugi an anne DM 64 — 
» Fo 414 — 93 
Berlin-Potsdam-Magdeb. r 7 5 4 — 624 
” » DA A a ei 4 — 83 
„ . C 5 — 
Berlin-Stettine n. REN a 4 — 2 
Cölo-Mindener. r ena een re 34 — 80 
. FFC ee TTT 414 — 923 
. e ee „ 414 — 114 
Niederschles.-Märkiscl lle 33 — 72 
» r 4 — 86} 
- ieee 5 — 871 
” pn. El eee 5 — 93 
Ober-Schlesische. Lt A en 31 970 St 
„ K : 94 
Rheinigchens cn rn ra a ont rt 2 we = 
» Stamm-Prioriläts-.. 2. 22220205 4 — — 
„ PPP 4 == — 
» » v. Staat garantirt 33 — — 
FFF 443 — 49 
„ a ee in 114 — 705 
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Die am 2ten d. Mts. erfolgte Entbindung 
ſeiner Frau von einem geſunden Mädchen beehrt 
ſich theilnehmenden Verwandten und Freunden 
ergebenft anzuzeigen. Herrmann Vielefeld. 


Bekanntmachung. 
Bei der am heutigen Tage erfolgten Verloo— 
ſung der Poſener Stadt- Obligationen wurden 
lelgende Nummern gezogen: 
2 No. 1228. über 100 Rthlr. 
1 * 


* 178. = 00 

1481. 25 
P} 691. s 50 6 
3 100 = 
„„ 894. 3 
„ 600. . 
Ka a NN oo 
8 8 
„ eee ee 
l 2 
„ 1016. 100 
„ 61. 50 
33 50 
ö 100 = 
„ 1461. 50 - 
. 50 
„ 2420. 23 * 
3 2655. 50 * 
.. 2102. 25 . 
„2758. 50 ⸗ 
„2788. 50 
2698. 50 >» 
„2162. 25 . 
“. 4533. = 25... 
a 2231. = 25 2 
253. „ 25 = 


Die Inhaber dieſer Obligationen werden hier 
mit aufgefordert, den Betrag dafür vom Sten 
bis löten dieſts Monats von der Stadt⸗Schulden⸗ 
Tilgungs⸗Kaſſe auf dem Rathhauſe in Empfang 
zu nehmen, widrigenfalls dieſer Vetrag bei die- 
fer Kaffe aſſervirt, nicht ferner verzinft und die 
inzwiſchen bezahlten Coupons derſelben bei der 
ſpäteren Auszahlung des Kapitals abgezogen 
werden. f 

In benannter Zeit werden auch die Zinſen für 
den Coupon Nro. 48. bezahlt, und neue Cou⸗ 


pons auf 4 Jahre ertheilt, wozu die Einreichung 


der Original⸗Stadt⸗ Obligation, Behufs Abſtem⸗ 
pelung, nöthig iſt. 

Nachſtehende, früher verlooſte, Stadi-Obliga⸗ 
tionen find noch rückſtändig: 


No. 281. über 100 Rthlr. 
„ 362. 100 
„ 659. 50 = 
„ 7314. 25 
1139. 22 
„ 1164. 100 


Poſen, den 2. Januar 1849. 
Die Stadt» Schulden» Tilgungs- Com- 
miffion. 


Pro c.),a ma 

Der Handlungsdiener Carl Friedrich Wil— 
helm Schmidt, Sohn des Bäckermeiſters Chri— 
ſtian Friedrich Schmidt und der Dorothea 
Charlotte geb. Reckholtz, ſpäteren Wittwe 
Peſch low, welcher zu Berlin am 26. Mai 1799 
geboren iſt, und im Jahre 1828 hier als Privatſekre⸗ 
tair lebte, event. die von ihm etwa zurückgelaſſenen 
unbekannten Erben und Erbnehmer werden auf- 
gefordert, ſich ſpäteſtens in dem auf 

den 10. Juli 1849 Vormittag's 

11 Uhr 

im hieſigen Gerichtslokale anberaumten Termine 
ſchriftlich oder perſönlich zu melden, widrigenfalls 
der Carl Friedrich Wilhelm Schmidt fürtodt 
erklärt, und ſein Vermögen den bekannten nächſten 
Erben ausgeantwortet werden wird. 

Wriezen, den 6. September 1848. 

Königliches Land- und Stadt⸗Gericht. 


Ediktal⸗Vorladung 
der unbekannten Erben der zu Petrikau im Kö⸗ 
nigreich Polen verſtorbenen Alexander und Bri⸗ 
gitta Sakowskiſchen Eheleute. 

Bei Vertheilung der Woyciech und Eliſabeth 
Szymanskiſchen Subhaſtations⸗Maſſe ſind nach 
Deckung ſämmtlicher Gläubiger 62 Rihlr. 29 Sgr. 
Peſtand, an welchem die unbekannten Alexander 
Sakowskiſchen Erben konkurxiren, geblieben. 


Auf den Antrag des Curator massae, Yuflizs ' 


Commiſſarius Gembitzki, iſt das Aufgebot der nu⸗ 


bekannten Erben der Alexander und Brigitta 


ebornen Sobis Sakowskiſchen Eheleute, und 
Nele an dem Depoſitalbeſtande von 62 Rthlr. 29 
Sgr. Anſprüche zu haben vermeinen, verfügt worden. 
Der Termin zur Anmeldung derſelben ſteht auf 
den 26ſten November 1849 Vormittags um 
10 Uhr im hiefigen Gerichts- Lokale vor dem Des 
putirten Herrn Kammergerichts-Aſſeſſor Prin an. 
Alle unbekannten Erben der Alexander und 
Brigitta Sakowskiſchen Eheleute, deren Erb⸗ 
nehmer, Ceſſionarien oder wer ſonſt deren Rechts⸗ 
nachfolger bezüglich der aufgebotenen Summe gewor⸗ 
en iſt, werden mit der Aufforderung, ſich im oder 
vor dem Termine zu melden, ſich als Erben, reſp. 


edacteur: C. Henfel. 


deren Rechtsnachfolger zu legitimiren und die dar« 
über ſprechenden Dokumente mit zur Stelle zu brine 
gen, und unter der Verwarnung vorgeladen, daß 
bei ihrem Nichterſcheinen diefe Special⸗Maſſe für 
ein herrenloſes Gut erklärt und der Juſtiz-Ofſizian⸗ 
ten⸗Wittwen⸗Kaſſe zugeſprochen werden wird. 
Oſtrow, den 8. Auguſt 1818. 
Königl. Land» und Stadtgericht. 


Ein der deutſchen und polniſchen Sprache mäch⸗ 


tiger Protokollführer, welcher ſich über feine mo⸗ 
raliſche Führung ausweiſen kann, findet ſogltich 
ein Unterkommen. Portofreie Anmeldungen wer—⸗ 
den entgegengeſchen. 
Schubin, den I. Januar 1819. Far 
Der Oekonomie- und Spezial-⸗Kommiſſarius 
Weber. 
Nachdem ich zum Juſliz⸗Commiſſarius bei dem 
Königlichen Ober-Landesgericht und Königlichen 
Ober⸗Appellationsgerichte hierſelbſt, ſo wie zum 
öffentlichen Notar ernannt worden, zeige ich an, 
daß ſich meine Wohnung in dem Ja hnſchen 
Haufe, Kanonenplatz No. 9. befindet. 
Poſen, den 2. Januar 1849. 
Tſchuſchke, Juſtiz⸗Rath. 


Wer durch Kauf oder einen Tauſchhandel ſein 
Grundeigenthum in der Stadt oder auf dem plat⸗ 
ten Lande zu verändern Willens iſt, der beliche 
ſich an den unterzeichneten, mit derartigen Auf— 
trägen verſehenen Güter⸗Agenten, Friedrichstraße 
Nr. 33, franko zu wenden, welcher für die Rea⸗ 
liſtrung derartiger Wünſche ſeine prompteſten 
Dienſte anbietet und auch Vorſchläge zum Um⸗ 
tauſch hieſiger größerer und mittlerer Güter⸗Com⸗ 
plexe gegen kleinere Land- und Stadt⸗Grundbe⸗ 
figungen, ſowie auch den Umtauſch hieſiger gegen 
im Königreich Polen belegenen Güter zu machen 
im a 3 a 
Poſen, den 3. Januar b 

erer J. P. Licboff. 

Vom 91en d. M. ab werde ich einen Curſus 
Iſraclitiſchen Religions-Unterrichts, als Vorbe⸗ 
reitung zur Conſirmation, für Knaben und Mäd⸗ 
chen, die das zwölfte Lebensjahr bereits erreicht, 
in getrennten Abtheilungen eröffnen. Anmeldun⸗ 
gen hierzu nehme ich täglich in den Vormittags⸗ 
ſtunden in meiner Wohnung, Friedrichstr. 36, 


entgegen. 
Poſen. Dr. M. Goldflein, 
Prediger am hie.“ Iſrael. Vrüderverein. 


Ein Sohn rechtlicher Eltern findet fofort ein 
Stelle als Lehrling bei Louis Metcke, 
Uhrmacher, Breslauerfir. No. 5. 


B erlin: Oekonomie⸗Adminiflra⸗ 
toren — Wirthſchafts⸗-Inſpektoren — Forſt⸗ 
und Domainen-Veamte — Rentmeifler — 
Secretaire — Pharmacculen — Buchhalter und 
Handlungs⸗Commis (für Banquiers, Comp⸗ 
toir⸗, Fabrik⸗, Manufaktur, Schnitte, Mas 
terial- und ſonſtige Geſchäſte). — Oberkellner — 
Braumeiſter und Fabrikaufſeher können ſehr gute 
und dauernde, mit hohem Gehalt verbundene 
Stellen erhalten und wollen ſich baldigſt brieflich 
wenden an die Agentur des Apothekers Schult 
in Berlin, Aleranderfirafe No. 63. 


FPaſſagiere und Frachiſtücke werden fofort 
nr en Dan 3 Das Nähere 
K rn beim Fuhrherrn Theodor Had⸗ 
lich aus Danzig. 5 = 18 
Wacholder Bier, auf Warſchauer Art 
fabrizirtes, wird vom 1. Januar d. J. die Ton⸗ 
ne mit Sechs Thaler verkauft und in mäfs 
ſigerweiſe bis zur 4 Tonne. 
Poſen den J. Januar 1849. 
Batkowski. 
Breslauerſtraße No. 13. 


Donnerflag, den 4. Januar wird im Hotel de 
Saxe der Unterzeichnete auf vielfeitiges Verlan⸗ 
gen ein zweites und letztes Concert unter Mitwir⸗ 
kung mehrerer Dilettanten zu geben die Ehre ha⸗ 
ben. Ich bitte um zahtreichen Zuſpruch und 
verſpreche dem geehrten Publikum einen genußrei⸗ 
chen Abend. Entree 5 Sgr. Das Nähere die 
Zettel. Elkens, 

Tyroler Troubadour und Jodler. 


Heute Donnerflag den 4. Januar 
im Schauſpielhauſe: 
Großes Konzert 
à la Strauß, 

von der Harpf'ſchen Kapelle unter Leitung 
des Kapellmeiſter A. Harpf, auf ihrer Rück⸗ 
reife von Stockholm. Preife: die gewöhnlichen 
Theaterpreiſe. Koſſenöffnung 5 Uhr. Anfang 
8 Uhr. Programme zum Konzert find an der 
Kaffe a 1 Sgr. zu haben. : 
Thermometer: u. Barometerſtand, fo wie Windrichtung 
ni Dofen, vom 21. bis 90. Dec, 

Zap. | Thermometerftand | Darm]. im. 


eser I Be tand. 
24. Der] — 2,2 — 2.0 28 8. 5,08. NW. 
25. — 2/0, — 0.7 28 10 [NW. 
26. — 0,0% 7 9598: 3, [NW. 
27. = 4,2% / 1,2 28. 5,00. 

28. — 70 + 15° 28. 3,7 O. 

29. eg 6,0° nr 2,2° 28 » 4,0 O. 

390. 5,3“ — 5,0 28 4,2 [So. 


